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„Es ist ein kleiner Skandal, dass der freie Beruf Arzt nach 
30 Jahren immer noch keine reformierte, moderne Gebüh-
renordnung erhalten hat.“ Die Bundesärztekammer habe 
eine nach betriebswirtschaftlichen Kriterien entwickelte 
ärzteeigene GOÄ mit einer „rationalen Systematik und me-
dizinisch-wissenschaftlich erarbeiteten Leistungslegenden“ 
vorgelegt. Parallel dazu liefen die fi nalen Verhandlungen mit 
dem PKV-Verband an einem gemeinsamen GOÄ-Vorschlag 
im Hinblick auf die Leistungsbewertungen weiter. Rhein-
hardt: „Von unserer Seite steht einer schnellen Umsetzung 
der Novelle nach der Bundestagswahl nun wirklich nichts 
mehr entgegen. Jetzt ist die Politik tatsächlich am Zug. Und 
Ausreden gibt es keine mehr.“

Digitalisierung: Kritik an zu enger Taktung
Der BÄK-Präsident ging in seiner Rede ebenfalls auf die Di-
gitalisierung ein und warnte hierbei vor einer „zu engen Tak-
tung“, die keine Zeit mehr dafür lasse, neue Anwendungen 
mit der dafür notwendigen Gründlichkeit auf ihre Praxistaug-
lichkeit hin zu erproben. Anwendungen, die nicht primär die 
Patientenbehandlung unterstützen, sollten verschoben wer-
den, forderte Reinhardt. Das betreffe das eRezept und die 
eAU. Stattdessen sollten die medizinischen Anwendungen 
wie Notfalldaten, eMP und ePA „endlich von der Industrie 
praxistauglich umgesetzt werden“, so Reinhardt weiter: „Na-
türlich müssen auch die Sanktionen gestrichen werden.“ Das 
gelte vor allem für Sanktionen, die an die Verfügbarkeit not-
wendiger Ausstattungen anknüpfen, „die aber bereits heute 
erkennbar ohne Verschulden der Ärzteschaft nicht zu den 
gesetzlich vorgesehenen Terminen zur Verfügung stehen 
werde“.
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Bundeskanzlerin dankt Ärzten 
von ganzem Herzen
Neu war aber nicht nur die Online-Tagungsform, sondern 
auch, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel sich mit einem 
Grußwort zur Eröffnung dazu schaltete. Die Kanzlerin dankte 
in ihrer Videobotschaft den Ärztinnen und Ärzten ausdrück-
lich für ihre Arbeit: „Nachdem Sie, liebe Ärztinnen und Ärzte, 
sich zusammen mit Pfl egerinnen und Pfl egern schon gegen 
die erste und zweite Welle gestemmt haben – nicht allein in 
den Krankenhäusern, sondern ebenso in den Praxen – geben 
Sie auch jetzt in der dritten Welle für uns tagtäglich alles.“ 
Für den „aufopferungsvollen Einsatz bei der Versorgung der 
Corona-Patienten sowie beim Testen und Impfen“ dankte 
Merkel „von ganzem Herzen“. Das Gesundheitswesen sei 
durch die Pandemie auf eine harte Probe gestellt worden.

Auch Bundesgesundheitsminister Jens Spahn richtete in 
seiner Rede ein „ehrliches Dankeschön in einer solch schwie-
rigen Zeit“ an die Ärztinnen und Ärzte. Beim Impfen sei zu-
dem der Turbo eingeschaltet worden als nach Ostern die 
Hausäzt*innen hinzugezogen worden seien, fügte er hinzu.

Spahn: Digitalisierung macht das Leben leichter
Spahn ging in seiner Ansprache auch auf das Thema Digitali-
sierung ein. So werde mit dem dritten Digitalisierungsgesetz 
beispielsweise die Videosprechstunde ausgeweitet werden. 
Und nach rund 16 Jahren sei in diesem Jahr auch endlich 
die elektronische Patientenakte gestartet. Spahn: „Digita-
lisierung macht das Leben leichter.“ Und er habe kein Ver-
ständnis für Vorwürfe, dass Digitalisierung eine Überlastung 
sei. Er mache bei diesem Themenkomplex bewusst Tempo. 
Er wolle im Gesundheitsbereich beispielsweise nicht von 
China abhängig werden. Spahn: „Ich möchte Lösungen mit 
Servern in Deutschland haben.“ Es gebe bereits in anderen 
Bereichen wie Arzneimitteln oder Impfstoffen zu starke Ab-
hängigkeiten von China und anderen Ländern. „Wir müssen 
wieder unabhängiger werden“, forderte der Bundesgesund-
heitsminister.

Absolutes Novum beim Deutschen Ärztetag: Erstmals hat 
das Ärzteparlament aufgrund der aktuellen Corona-Aufl a-
gen ausschließlich als Online-Tagung stattgefunden. Die 
digitale Premiere ist geglückt – auch wenn die Technik 
manchmal leicht ruckelte. Doch den Diskussionen während 
der zweitätigen Arbeitssitzungen tat dies keinen Abbruch. 

Die Corona-Pandemie hat das Ärzteparlament vor bisher un-
bekannte Herausforderungen gestellt: Im vergangenen Jahr 
fi el der Deutsche Ärztetag, der in Mainz stattfi nden sollte, 
erstmals in seiner Geschichte ersatzlos aus. In diesem Jahr 
war eine Präsenzsitzung ebenfalls nicht möglich, doch konn-
te der Ärztetag auf digitale Beine gestellt werden. Der Vor-
stand der Bundesärztekammer war vor Ort in Berlin. Unter-
stützt von enormer Technik konnten sich die Abgeordneten 
der Länderkammern mit persönlichem Login-PIN anmelden, 
hierüber auch Redebeiträge anmelden und über Anträge ab-
stimmen. Und auch wenn der vermutlich meistgesagte Satz 
der Tagung zunächst mal war: „Hallo, hören Sie mich?“, lie-
fen die Arbeitssitzungen problemlos.

In Rheinland-Pfalz trafen sich die meisten der Abgeordne-
ten im großen Saal der Akademie für Ärztliche Fortbildung. 
Somit war – unter Beachtung der Hygienevorschriften – zu-
mindest in einer kleinen Gruppe ein persönlicher Austausch 
möglich.

Deutscher Ärztetag 2021:
(online)

Berufsrechtliches Verbot der 
ärztlichen Suizidbeihilfe fällt weg, doch Beihilfe 
zum Suizid ist keine ärztliche Aufgabe

Dass sich die Bundeskanzlerin direkt an die Ärztetagabge-
ordneten gewandt hat, wertete Dr. Klaus Reinhardt, Präsi-
dent der Bundesärztekammer, als „Zeichen der Wertschät-
zung“. Auch er dankte für den Einsatz der Ärzt*innen. „Un-
ser Gesundheitswesen ist gegenwärtig enorm belastet“, so 
Reinhardt. Doch im Gegensatz zu vielen anderen Ländern 
„war es aber zu keinem Zeitpunkt überlastet“. Reinhardt: 
„Bilder überfüllter Intensivstationen, wie zum Beginn der 
Pandemie im italienischen Bergamo, in den USA, im be-
nachbarten Elsass oder ganz aktuell in Indien und anderen 
Teilen der Welt sind uns erspart geblieben.“ Das liege auch 
an den vergleichsweise gut ausgestatteten Krankenhäusern 
und dem dichten Netzwerk sowie der guten Organisation der 
ambulanten Versorgung in Deutschland. Eine der wichtig-
sten Lehren aus dieser Krise müsse deshalb sein, leistungs-
starke Strukturen zu erhalten und auszubauen, statt sie, 
wie von einigen immer wieder gefordert, auszudünnen und 
auf reine Kosteneffi  zienz zu trimmen. „Im Übrigen war dort 
der Arbeitsdruck für Ärzte und Pfl egekräfte auch schon vor
Corona enorm hoch – nur hat das vorher niemand ernsthaft 
zur Kenntnis nehmen wollen“, fügte der Bundesärztekam-
mer-Präsident hinzu.

Die vergangenen Monate hätten aber auch Defi zite offenge-
legt. Sei es bei der unzureichenden personellen und techni-
schen Ausstattung der Gesundheitsämter, bei den Melde-
strukturen, beim digitalen Ausbau oder bei der Finanzierung 
der Kliniken. 

Gebührenordnung: Ausreden gibt es keine mehr
Reinhardt wies zudem darauf hin, dass wesentliche Refor-
men noch ausstünden. Allen voran die Novelle der Gebüh-
renordnung für Ärzte (GOÄ). Die Vergütung der Rechtsan-
wälte sei beispielsweise zum 1. Januar 2021 neu aufgelegt, 
nachdem sie zuvor im Jahr 2013 novelliert worden sei. Die 
Novelle bewirke eine lineare Erhöhung der Gebühren des 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes um zehn Prozent, in so-
zialrechtlichen Angelegenheiten um 20 Prozent. Reinhardt: 
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Premiere: Erstmals fi ndet der Deutsche Ärztetag 
komplett digital statt. 
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darüber hinwegsetzen. Solange diese Situation fortbesteht, 
schafft sie einen tatsächlichen Bedarf nach geschäftsmäßi-
gen Angeboten der Suizidhilfe.“ 

Diese Ausführungen des Gerichts gaben nun Anlass, die Re-
gelung der (Muster)-Berufsordnung zu überprüfen. In einem 
offenen, respektvollen und über dreistündigem Meinungs-
austausch widmeten sich die Abgeordneten diesem Thema. 
„Wir müssen uns mit dieser schwierigen Materie auseinan-
dersetzen“, so der Tenor, „auch wenn dies während einer 
reinen Online-Tagung schwierig ist“. Es sei ihnen bewusst, 
dass sie hierbei am Beginn einer grundlegenden medizin-
ethischen Debatte stünden. Doch sei ihnen auch klar, dass 
man das Gerichtsurteil beachten müsse. 

Für Ausbau der Suizidprävention
In der Diskussion ging es oft auch um die Ursachen von Sui-
zid. Diese seien meist: Vereinsamung, Depression, schwere 
Erkrankungen. Suizidale Äußerungen seien oft auch Hilferu-
fe. Mit verbesserten Lebensverhältnissen und mehr mensch-
licher Zuwendung ließen sich Suizidraten reduzieren, mein-
ten viele der Delegierten. Ärztliche Aufgabe sei es sehr wohl, 
Bereitschaft für diese sehr vertrauensvollen Gespräche mit 
ihren Patienten zu haben. Suizidprävention brauche daher 
auch ein ganz besonderes Augenmerk und müsse ausge-
baut und das psychosoziale Hilfesystem personell und auch 
fi nanziell besser ausgestattet werden.

Das berufsrechtliche Verbot der ärztlichen Suizidbeihilfe sei 
aber aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht mehr auf-
rechtzuhalten, so die Delegierten. Der Deutsche Ärztetag be-
schloss daher mit überwältigender Mehrheit, die (Muster)-
Berufsordnung entsprechend zu ändern und den Satz „Der 
Arzt darf keine Hilfe zur Selbsttötung leisten“ zu streichen.

Bestätigung für die BÄK-Grundsätze zur 
ärztlichen Sterbebegleitung
Zugleich lehnte der Deutsche Ärztetag in einem weiteren 
Antrag jedoch die Verpfl ichtung von Ärzt*innen zur Mitwir-
kung beim assistierten Suizid ab und bestätigte in diesem 
Zusammenhang auch die Grundsätze zur ärztlichen Sterbe-
begleitung der Bundesärztekammer. 

Die Streichung des Verbots der Suizidhilfe aus der (Muster)-
Berufsordnung beende jedoch keineswegs die Diskussion 
um die Sterbehilfe, so die Abgeordneten. Sie werteten den 
diesjährigen Austausch als „innerärztliche Orientierungsde-
batte“ für die noch anstehenden gesetzlichen Neuregelun-
gen und forderten hierfür klare Vorgaben des Gesetzgebers.

Die Streichung ändert nach Überzeugung des Ärztetages 
aber nichts daran, dass „ärztliches Handeln von einer le-
bens- und gesundheitsorientierten Zielrichtung geprägt ist“. 
Nach § 1 Abs. 2 der (Muster-)Berufsordnung ist es Aufgabe 
der Ärztinnen und Ärzte, das Leben zu erhalten, die Gesund-
heit zu schützen und wiederherzustellen, Leiden zu lindern, 
Sterbenden Beistand zu leisten und an der Erhaltung der na-
türlichen Lebensgrundlagen im Hinblick auf ihre Bedeutung 
für die Gesundheit der Menschen mitzuwirken. 

BÄK-Präsident Reinhardt erneuerte den klaren Standpunkt 
der Ärzteschaft: Beihilfe zum Suizid ist keine ärztliche Auf-
gabe. Die Ärzteschaft sei nicht bereit, Suizidbeihilfe zu einer 
normalen ärztlichen Dienstleistung zu machen.

Überblick zum Stand der (Muster)-
Weiterbildungsordnung
Während des Deutschen Ärztetages war auch der Sachstand 
zur (Muster)-Weiterbildungsordnung ein Thema. Die BÄK-
Vorstandsmitglieder Prof. Dr. Henrik Herrmann (Präsident 
der Ärztekammer Schleswig-Holstein) und Dr. Johannes 
Albert Gehle (Präsident der Ärztekammer Westfalen-Lippe) 
informierten hierzu locker und kurzweilig in einem vorab 
gedrehten Dialog, der zum Tagungsthema per Video einge-
spielt wurde.

Zum Hintergrund: Die Novelle der M-WBO wurde beim Deut-
schen Ärztetag vor drei Jahren beschlossen. Vorausge-
gangen waren viele Jahre gemeinsamer Beratungen. Die 
meisten der Landesärztekammern haben inzwischen ihre 
Landesregeln ebenfalls novelliert. Auch die Landesärzte-
kammer Rheinland-Pfalz hat die Reform der Weiterbildung 
beschlossen.

„Das neue Weiterbildungssystem ist ein lebendiges und 
lernendes System“, betonte Herrmann, Co-Vorsitzender der 
Ständigen Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ der Bundes-
ärztekammer. Bei der Umsetzung der neuen M-WBO wurden 
verschiedene Änderungswünsche eingebracht, die in den so-
genannten Themenspeicher aufgenommen, priorisiert und 
bearbeitet wurden.

Dazu gehört unter anderem die Aufnahme der „Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Gesundheit“ in die Allge-
meinen Inhalte der Weiterbildung. Damit gilt der Abschnitt 
für alle Weiterbildungen. „Die Allgemeinen Inhalte müssen 
ebenso nachgewiesen werden wie fachspezifi sche Inhalte, 
denn sie defi nieren unser gesamtes ärztliches Berufsbild“, 
sagte Gehle, der ebenfalls der Ständigen Konferenz Weiter-
bildung vorsitzt.

Hinzu komme, dass durch die verspätete Verfügbarkeit zu-
gelassener ePA-Konnektoren der ebenfalls mit Sanktionen 
behaftete Termin zum 30. Juni 2021 zur Ausstattung der 
Arztpraxen mit ePA-Komponenten wohl kaum eingehalten 
werden könne. Weiterhin gebe es nach Auskunft der Vertrau-
ensdiensteanbieter derzeit mehrere Tausend Bestellungen 
für den eHBA, welche nur mit deutlichem Verzug von min-
destens vier bis sechs Wochen produziert und ausgeliefert 
werden könnten, so Reinhardt weiter. Dieser Bearbeitungs-
stau mache eine Vollausstattung der Vertragsärzt*innen 
und damit eine Betriebsbereitschaft zum Stichtag Ende Juni 
2021 „schlichtweg unmöglich“. Für all diese Verzögerungen 
seien nicht die Ärzte verantwortlich. „Gleichwohl hängt nach 
wie vor das Damoklesschwert der Sanktionen über den Pra-
xen. Das bringt weder Vertrauen noch Motivation in den Pro-
zess der Digitalisierung“, kritisierte Reinhardt. 

Dies ließ der Bundesgesundheitsminister nicht unkommen-
tiert: Ärzte würden dann nicht sanktioniert, wenn die Gründe 
für Verzögerungen an anderer Stelle zu suchen seien – etwa 
bei den PVS-Herstellern.

Ein weiteres Thema brachte Reinhardt ebenfalls zur Spra-
che: die zunehmende Kommerzialisierung im Gesundheits-
wesen. Preiswettbewerb, Kosteneffi  zienz und Renditestre-
ben würden immer mehr den ärztlichen Alltag bestimmen.

Ärzte sind keine Glieder einer 
Wertschöpfungskette
Ärzt*innen würden von Klinik- und Kostenträgern und vor 
allem auch von kapitalgetriebenen Fremdinvestoren im 
ambulanten Bereich zunehmend angehalten, in rein be-
triebswirtschaftlichen Dimensionen zu denken und nach 
kommerziellen Vorgaben zu handeln. Zugleich sähen sich 
die Kollegi*nnen in der Pfl icht, ihr ärztliches Handeln an den 
Prinzipien der ärztlichen Ethik auszurichten. Dadurch wür-

den immer mehr Kolleg*innen in schwer aufl ösbare Zielkon-
fl ikte geraten. Reinhardt: „Wir sehen Kliniken und Praxen als 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge und nicht als Industrie-
betriebe oder lukrative Renditeobjekte fi nanzstarker Frem-
dinvestoren, und wir haben uns deshalb schon immer gegen 
die Kommerzialisierung im Gesundheitswesen gestemmt.“ 
Auch im ambulanten Bereich sei „endlich eine Begrenzung 
der Beteiligungsmöglichkeiten von Fremdinvestoren“ vonnö-
ten.

In den Krankenhäusern seien Fehlanreize des DRG-Fallpau-
schalensystems zu beheben, forderte er in diesem Zusam-
menhang. Die Vergütungssystematik müsse an die tatsäch-
lichen Bedürfnisse der Patient*innen angepasst werden. 
Und eine grundlegende Reform der Krankenhausbetriebs-
mittelfi nanzierung werde ebenfalls benötigt.
Ökonomisches Handeln sei zwar auch im Gesundheitswe-
sen eine Selbstverständlichkeit. Aber die Ökonomie müsse 
den Zielen der Medizin dienen – und nicht umgekehrt. Rein-
hardt: „Erst kommt der Patient, dann der Profi t. Das muss 
sich endlich in das kollektive Gedächtnis einbrennen.“ Ärzte 
seien keine Erfüllungsgehilfen kommerzieller Interessen und 
auch keine Glieder einer Wertschöpfungskette.

Suizidbeihilfe: Innerärztliche Orientierungs-
debatte zur (Muster)-Berufsordnung
Wichtiges Schwerpunktthema des Ärztetages war die Kon-
sequenz aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 
Februar 2020 zum assistierten Suizid. 

Zum Hintergrund: Das Bundesverfassungsgericht hatte qua-
si mit einem Paukenschlag in seinem Urteil den § 217 Straf-
gesetzbuch, der die geschäftsmäßige Förderung der Selbst-
tötung unter Strafe stellte, für nicht mit dem Grundgesetz 
vereinbar und damit für nichtig erklärt. Es leitete in seiner 
Entscheidung aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht als 
Ausdruck persönlicher Autonomie ein „Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben“ ab. 

Das ärztliche Berufsrecht war zwar nicht Gegenstand der 
Verfassungsbeschwerde und wurde nur insofern in Be-
zug genommen, als es der Bereitschaft, Suizidhilfe zu 
leisten „weitere Grenzen jenseits oder gar entgegen der
individuellen Gewissensentscheidung des einzelnen Arztes“ 
setze. Doch das Bundesverfassungsgericht führte weiter 
aus: „Die in den Berufsordnungen der meisten Landesärz-
tekammern festgeschriebenen berufsrechtlichen Verbote 
ärztlicher Suizidhilfe unterstellen die Verwirklichung der 
Selbstbestimmung des Einzelnen nicht nur geografi schen 
Zufälligkeiten, sondern wirken zumindest faktisch hand-
lungsleitend. Der Zugang zu Möglichkeiten der assistierten 
Selbsttötung darf aber nicht davon abhängen, dass Ärz-
te sich bereit zeigen, ihr Handeln nicht am geschriebenen 
Recht auszurichten, sondern sich unter Berufung auf ihre ei-
gene verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit eigenmächtig 

Dankte den Ärztinnen  und Ärzten „von ganzem  Herzen“: 
Bundeskanzlerin Angela Merkel.
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aber aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht mehr auf-
rechtzuhalten, so die Delegierten. Der Deutsche Ärztetag be-
schloss daher mit überwältigender Mehrheit, die (Muster)-
Berufsordnung entsprechend zu ändern und den Satz „Der 
Arzt darf keine Hilfe zur Selbsttötung leisten“ zu streichen.

Bestätigung für die BÄK-Grundsätze zur 
ärztlichen Sterbebegleitung
Zugleich lehnte der Deutsche Ärztetag in einem weiteren 
Antrag jedoch die Verpfl ichtung von Ärzt*innen zur Mitwir-
kung beim assistierten Suizid ab und bestätigte in diesem 
Zusammenhang auch die Grundsätze zur ärztlichen Sterbe-
begleitung der Bundesärztekammer. 

Die Streichung des Verbots der Suizidhilfe aus der (Muster)-
Berufsordnung beende jedoch keineswegs die Diskussion 
um die Sterbehilfe, so die Abgeordneten. Sie werteten den 
diesjährigen Austausch als „innerärztliche Orientierungsde-
batte“ für die noch anstehenden gesetzlichen Neuregelun-
gen und forderten hierfür klare Vorgaben des Gesetzgebers.

Vorstandsmitglieder Prof. Dr. Henrik Herrmann (Präsident 
der Ärztekammer Schleswig-Holstein) und Dr. Johannes 
Albert Gehle (Präsident der Ärztekammer Westfalen-Lippe) 
informierten hierzu locker und kurzweilig in einem vorab 
gedrehten Dialog, der zum Tagungsthema per Video einge-

Zum Hintergrund: Die Novelle der M-WBO wurde beim Deut-
schen Ärztetag vor drei Jahren beschlossen. Vorausge-
gangen waren viele Jahre gemeinsamer Beratungen. Die 
meisten der Landesärztekammern haben inzwischen ihre 
Landesregeln ebenfalls novelliert. Auch die Landesärzte-
kammer Rheinland-Pfalz hat die Reform der Weiterbildung 
beschlossen.

„Das neue Weiterbildungssystem ist ein lebendiges und 
lernendes System“, betonte Herrmann, Co-Vorsitzender der 
Ständigen Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ der Bundes-
ärztekammer. Bei der Umsetzung der neuen M-WBO wurden 
verschiedene Änderungswünsche eingebracht, die in den so-
genannten Themenspeicher aufgenommen, priorisiert und 
bearbeitet wurden.

Dazu gehört unter anderem die Aufnahme der „Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Gesundheit“ in die Allge-
meinen Inhalte der Weiterbildung. Damit gilt der Abschnitt 
für alle Weiterbildungen. „Die Allgemeinen Inhalte müssen 
ebenso nachgewiesen werden wie fachspezifi sche Inhalte, 
denn sie defi nieren unser gesamtes ärztliches Berufsbild“, 
sagte Gehle, der ebenfalls der Ständigen Konferenz Weiter-
bildung vorsitzt.
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Neu eingeführt wurde die Facharztweiterbildung „Innere 
Medizin und Infektiologie“ als vertiefende klinische Fach-
arztkompetenz im Gebiet Innere Medizin. Die Landesärzte-
kammer Rheinland-Pfalz hat diesen Facharzt bereits zuvor 
als bundesweit erste Kammer beschlossen. In der M-WBO 
sind nun zusammen mit den Gebieten „Hygiene und Umwelt-
medizin“ und „Mikrobiologie, Virologie und Infektionsepi-
demiologie“ sowie der Zusatz-Weiterbildung „Infektiologie“ 
infektiologisches Wissen verankert.

Druck auf Novellierung der Approbationsordnung
Des Weiteren haben die Delegierten Druck bei der Novellie-
rung der Approbationsordnung gemacht. An dem seit No-
vember 2020 vorliegenden Referentenentwurf bestehe zwar 
Nachbesserungsbedarf, so der Ärztetag. Dennoch sei die 
Novelle ein „wegweisender Entwicklungsschritt“ für die ärzt-
liche Ausbildung. Bund und Länder müssten nun zügig ein 
Finanzierungskonzept für die Reform vorlegen. Sparmaß-
nahmen dürften nicht zu Lasten der medizinischen Ausbil-
dung beziehungsweise des ärztlichen Nachwuchses gehen.

Für die Studierenden im Praktischen Jahr (PJ) forderte der 
124. Deutsche Ärztetag darüber hinaus eine obligatorische 
existenzsichernde Aufwandsentschädigung. Ihnen müsse 
die Möglichkeit gegeben werden, sich während des PJ voll 
auf die Ausbildung zu konzentrieren. Die Aufwandsentschä-
digung dürfe dabei nicht auf BAFöG-Leistungen angerechnet 
oder mit Sachleistungen abgegolten werden.

Die meisten der elf rheinland-pfälzischen Ärzte-
tagabgeordneten trafen sich Corona-konform in 
Mainz, um den Online-Ärztetage gemeinsam zu 
verfolgen.
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Das Präsidium der Bundesärztekammer kam in einem Berliner Hotel 
mit vielen Sitzungsräumen zusammen. Die Präsident*innen der 
Landesärztekammern folgten dem Online-Ärztetag in einem großen 
Raum eines Berliner Hotels.
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Corona-Impfstrategie für Kinder und 
Jugendliche entwickeln
Darüber hinaus hat der Deutsche Ärztetag die Bundesregie-
rung aufgefordert, unverzüglich eine Covid-19-Impfstrategie 
für Kinder und Jugendliche zu entwickeln. Das Recht auf 
Bildung könne im Winter 2021/2022 nur mit einer rechtzei-
tigen Corona-Impfung gesichert werden. Ohne rechtzeitige 
Impfung, insbesondere auch für jüngere Kinder, führe ein 
erneuter Lockdown für diese Altersgruppe zu weiteren gra-
vierenden negativen Folgen für die psychische Entwicklung.

Um diese zu verhindern, sollten die Forschung zu Impfstof-
fen für diese Altersgruppe gezielt gefördert und die ausrei-
chende Versorgung mit adäquaten Impfstoffen sicherge-
stellt werden. Eine zentrale Rolle in der Impfstrategie spielen 
nach Auffassung des Ärzteparlaments neben den Hausärz-
ten die Kinder- und Jugendärzte in Praxis, Klinik und Gesund-
heitsämtern. Sie benötigten Unterstützung bei der kurzfristi-
gen Impfdurchführung.

Aus diesem Beschluss leiteten Anhänger aus der Querden-
ker-Szene fälschlicherweise die Forderung nach einer Impf-
pflicht ab und streuten diese Fake News bundesweit in der 
Öffentlichkeit. Auch in Rheinland-Pfalz schlug diese Falsch-
meldung auf. Richtig ist: Der Deutsche Ärztetag hat keine 
Impfpflicht für Kinder und Jugendliche gefordert.

Online-Teilnahme und Hybrid-Format sollen  
möglich bleiben
Und auch wenn der erste digitale Ärztetag funktioniert hat: 
Der Deutsche Ärztetag soll prinzipiell eine Präsenzveranstal-
tung sein, entschieden die Abgeordneten. Online-Teilnahme 
und auch Hybrid-Formate sollen aber möglich sein. Außer-
dem sollen künftig Beschlüsse – beispielsweise bei Haus-
haltsfragen – auch im Umlaufverfahren erlaubt sein.

Da der diesjährige Deutsche Ärztetag auf zwei Tage verkürzt 
wurde, wird es eine Fortsetzungstagung am 1. und 2. No-
vember 2021 in Berlin geben, damit die Sachthemen bespro-
chen werden können, für die im Mai kein Zeitfenster möglich 
war. Bislang ist diese November-Arbeitssitzung als Hybrid-
veranstaltung geplant.

Im nächsten Frühjahr soll der Deutsche Ärztetag in Bremen 
stattfinden; ein Jahr später wird die Ärztekammer Nordrhein 
Gastgeber in Essen sein.

Ines Engelmohr

Großes Technikaufgebot vor Ort in Berlin, um die Übertragung des 
Online-Ärztetages sicherzustellen.

Die BÄK-Vorstandsspitze saß in einem separaten 
großen Berliner Hotelsaal, in dem auch die aufwen-
dige Technik, die für den Online-Ärztetag nötig war, 
aufgebaut war.

Per Livestream von Berlin aus direkt 
nach Mainz: Landesärztekammer-
Präsident Dr. Günther Matheis bei 
seinen Redebeiträgen während des 
Online-Ärztetages.

Fotos: Jürgen Gebhardt

Bundesgesundheits- 
minister Jens Spahn 

will beim Thema 
Digitalisierung 

Tempo machen. 

Foto: Engelmohr
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Die Premiere ist geglückt: Erstmals hat der Deutsche Ärztetag komplett als zweitägige Online-Veranstaltung 
stattgefunden. Von Berlin aus wurde die aufwendige Technik gesteuert, die es ermöglichte, dass sich alle 250 
Abgeordneten in ein gemeinsames Portal mit einem persönlichen Login-Pin einwählen konnten. Von hier aus 
diskutierten sie über Anträge, brachten Redebeiträge ein und stimmten letztendlich auch gesichert über Anträ-
ge ab. Per Livestream konnten sich zudem bundesweit Gäste in die Arbeitssitzung zuschalten.

Die 17 deutschen Landesärztekammern entsenden insgesamt 250 Abgeordnete in das Plenum des Deutschen 
Ärztetages. Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz hat derzeit Anspruch auf elf Plätze. Um trotz Online-
Tagung auch den persönlichen Austausch der Abgeordneten untereinander zu ermöglichen und zu erleich-
tern, hat die Landesärztekammer ihre Abgeordneten zu einer Corona-konformen kleinen Ärztetagsrunde nach 
Mainz eingeladen. Ihre Eindrücke von den Sitzungstagen haben die Delegierten zusammengefasst:

Eindrücke
      vom 124. Deutschen (Online)-Ärztetag

Wichtiges Thema war die Diskussion 
um die (Muster)-Berufsordnung. Und 
hier vor allem die erneute Feststellung, 
dass die Mitwirkung von Ärzten bei 
Selbsttötungen keine ärztliche Aufga-

be ist. Vielmehr ist es unsere ärztliche 
Aufgabe, Menschen mit Suizidgedan-
ken ärztliche Hilfe zu geben, um ihnen 
wieder eine Lebensperspektive zu er-
öffnen.

Der Online-Ärztetag hat Vorteile ge-
habt: deutlich weniger Reisezeit und 
schnellere Abstimmungsabläufe. Man 
sollte diese Art der elektronischen Ab-
stimmung auch bei künftigen Präsenz-
sitzungen beibehalten.

Technisch lief es manchmal nicht ganz 
so rund; es gab hin und wieder erheb-
liche Zeitverzögerungen bei Rede und 
Gegenredebeiträgen. Hier könnte man 
etwas mehr Zeit einplanen, damit sich 
Abgeordnete online für Beiträge ein-
loggen können. 

Gefehlt hat mir der persönliche Ge-
dankenaustausch mit Abgeordneten 
aus anderen Ärztekammern. Auch die 
Abstimmungsgespräche mit hausärzt-
lichen Delegierten per Video war etwas 
schwierig. Da ist eine Präsenzveran-
staltung der Videoschaltung doch 
überlegen. Denn die kleinen Gespräche 
am Rande der Arbeitssitzung sind das 
Salz in der Suppe für die Abgeordne-
ten.

Mein großer Dank geht in diesem Zu-
sammenhang an die Mitarbeiterinnen 
der Landesärztekammer, die uns für 
die Ärztetagsitzungen vor Ort in Mainz 
ein persönliches gemeinsames Kom-
munikationsformat geschaffen haben. 
Das hat die Stimmung unter uns Abge-
ordneten beflügelt.

Der Deutsche Ärztetag war in diesem 
Jahr anders und ungewohnt – halt 
digital und online. Wir Delegierte aus 
Rheinland-Pfalz trafen uns in Mainz, in 
den Räumen der Akademie. Gemein-
sam verfolgten wir das Geschehen in 
Berlin über eine große Leinwand und 
nahmen jeweils individuell über unsere 

San.-Rat Dr. Detlef Stiemert

persönlichen Laptops an den Abstim-
mungen teil.

Die technischen Voraussetzungen 
fand ich gut bis befriedigend; die Ver-
ständlichkeit der Vorträge und Wort-
meldungen war gut, aber es gab immer 
Zeitverzögerungen bei der Umschal-
tung auf einen anderen Redner.

Die Videobotschaft von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel war kurz und prä-
gnant. Und in seiner Eröffnungsrede 
fand Bundesärztekammer-Präsident 
Dr. Klaus Reinhard klare, eindeutige 
Formulierungen zu den meisten rele-
vanten Themen im Gesundheitswe-
sen. Auch Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn äußerste nachvollziehbare 
Worte. Verfängliche Themen wie bei-
spielsweise Impfstoffbeschaffung und 
-verteilung sparte er aus.

Die anschließenden Diskussionen 
nach Sachstanddarstellung führten zü-
gig zu den Abstimmungen. Ermöglicht 
wurde dies sicherlich durch die digita-
len Abläufe, da die Auszählungen von 
Hand entfielen.

Die Entscheidungen zu den Leitanträ-
gen, den Satzungsänderungen und der 
Weiterbildungsordnung wurden alle 
mit großer Mehrheit angenommen.
Die Beschlussfassung zu dem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil zu § 217 
führte ebenfalls mit großer Mehrheit 
zu einer Streichung des Abs.3 des § 16 
MBO. Ermöglicht wurde dies durch die 
didaktisch sehr gut dargelegten Vorträ-
ge von Prof. Dr. Haubitz und den Aus-
führungen von BÄK-Vorstandsmitglied 
Dr. Susanne Johna.

San.-Rat 
Dr. Hans-Dieter Grüninger

Das Referat des Bundesärztekammer-
Präsidenten fand ich sehr gut; es war 
ausgewogen und hat alle Knackpunkte 
präzise benannt und produktive Aus-
sagen zur Verbesserung des Gesund-
heitswesens gemacht. Da konnte der 
Bundesgesundheitsminister zu keiner 
Zeit auf diesem Niveau mithalten; feste 
Zusagen sind ihm sichtlich schwerge-
fallen.

Nicht gefallen haben mir bei den Ab-
stimmungen die häufigen Versuche, 
über „Nichtbefassung“ beziehungswei-
se „Vorstandsüberweisung“ eine Ab-

stimmung des Plenums zur Sache zu 
verzögern oder zu beeinflussen.

Eine sehr ernsthafte, ehrliche und offe-
ne, intensive Auseinandersetzung mit 
den Konsequenzen des Bundesverfas-
sungsgerichtsurteils zum §217 StGB 
war eindeutig der Höhepunkt des 124. 
Deutschen Ärztetages. Sicher ist aber 
auch, dass sich ein Präsenzärztetag 
nach Abschluss des Gesetzgebungs-
verfahrens des Bundestages noch 
einmal abschließend mit dem Thema 
befassen muss.

Mit dem diesjährigen Deutschen Ärz-
tetag als kompletter Online-Veranstal-
tung haben wir absolutes Neuland 
betreten. Die beiden Arbeitstage ha-
ben gut funktioniert. Doch es war eine 
enorme technische Herausforderung, 
dies zu stemmen – und es erforderte 
auch viel Disziplin, konzentriert den 
Diskussionen und Abstimmungen nur 
per Leinwandübertragung folgen zu 
können. 

Die gemeinsamen Diskussionen über 
die Konsequenzen des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts zum § 217 
StGB waren besonders wichtig. Es gab 

den dringenden Anlass, die einschlägi-
ge Regelung der (Muster-)Berufsord-
nung zu überprüfen. Als Mitglied des 
BÄK-Ausschusses „Berufsordnung für 
die in Deutschland tätigen Ärztinnen 
und Ärzte“ bin ich sehr froh, dass der 
Vorstandsantrag hierzu, der im We-
sentlichen aus dem Ausschuss heraus 
erarbeitet wurde, eine überwältigende 
Mehrheit gefunden hat.

Auch in Rheinland-Pfalz werden wir in 
unseren Gremien über eine Anpassung 
unserer Berufsordnung diskutieren 
müssen. 

Werner Leibig

Ich fand es positiv, dass der Deutsche 
Ärztetag trotz Pandemie stattgefunden 
hat. Gut war, dass wir uns zumindest 
innerhalb der rheinland-pfälzischen 
Delegierten persönlich vor Ort in Mainz 
austauschen konnten – insbesondere 
vor den Abstimmungen. Auch die Be-
treuung vor Ort im Mainzer Sitzungs-
saal war ebenfalls gut.

Und die Online-Abstimmung lief super! 
Die technische Umsetzung war meist 
gut, aber bei Wortmeldungen gab es 
leider oft Tonausfälle oder Verzer- 
rungen.

Der Austausch mit Kolleg*innen aus 
anderen Ländern hat mir gefehlt – ob 
am Rande des Ärztetages oder bei 
abendlichen Events. Dadurch war der 
Online-Ärztetag für mich etwas zu un-
persönlich. Und wegen der teilweisen 
Kompliziertheit des Online-Systems 
war bei mir als Ärztetags-Neuling die 
Hemmschwelle etwas erhöht. 

Ich empfand die Kommunikation und 
die Abstimmung der Delegierten unter-
einander schwieriger als wenn die Ver-
anstaltung mit Präsenz stattgefunden 
hätte.

SCHWERPUNKT  124. DEUTSCHER ÄRZTETAG
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Dr. Michael Karch

Nach dem gänzlich ausgefallenen Ärz-
tetag in Mainz, wieder ein ausgefal-
lener Ärztetag, diesmal „in“ Rostock. 
Allerdings hat er für mich und die 
Mehrzahl der rheinland-pfälzischen 
Delegierten dann doch in Mainz statt-
gefunden. 

Wir haben uns als Delegierte unter Be-
achtung der Corona-Aufl agen in Mainz 

getroffen. Dies hatte den Vorteil, we-
nigstens mit den Kollegen aus Rhein-
land-Pfalz ins Gespräch zu kommen. 
Herzlichen Dank an die Landesärzte-
kammer für die Organisation und das 
Umsorgen während der Veranstaltung!

Für mich ist das persönliche Gespräch 
einer der wesentlichen Anteile eines 
Ärztetages. Die Diskussion im Plenum 
aber auch die Diskussion in den Fluren 
machen einen Ärztetag aus! Nicht nur, 
weil man die Kollegen damit auch per-
sönlich besser kennenlernt, sondern 
weil man hier eben auch Entscheiden-
des und mehr über die Meinung und 
die Beweggründe der Kolleg*innen er-
fährt. Das kann nur eine Präsenzveran-
staltung. 

Insgesamt war es ein intensiver Ärz-
tetag, der eine große Bandbreite an 
Themen beriet und über sie beschloss. 
Themen, die insbesondere mit der

Beratung zum Thema ärztlich assis-
tierter Suizid und den aktuellen Ent-
scheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts wesentliche Teile des ärzt-
lichen Handelns betreffen. Intensive 
Diskussionen und Statements waren 
zu hören, die teils kontroverser kaum 
sein können. Ich denke - auch als In-
tensiv- und Palliativmediziner, was für 
mich kein Widerspruch ist -, dass es 
dennoch gelang, hier kluge und auch 
weitreichende Beschlüsse zu fassen. 
Die Umsetzung in der Begleitung un-
serer Patient*innen wird aber dennoch 
weiterhin nicht einfach werden. 

Auch im Bereich der (Muster)-Wei-
terbildungsordnung und der Gender-
gerechtigkeit gab es letztlich gute 
Entscheidungen. Ein Ärztetag geprägt 
von wichtigen Themen: Ich bin auf den 
zweiten Teil in Berlin gespannt! 

Mariza Oliviera Galvao

Mit Spannung und Sorge habe ich auf 
den ersten digitalen Ärztetag hingefi e-
bert. Das digitale Konferenz- und Ta-
gungswesen ist mittlerweile tatsäch-
lich für mich nicht mehr wegzuden-
ken. Während ein Präsenz-Ärztetag in 
Rostock für mich eine logistische und 
planerische Herausforderung gewor-
den wäre, konnte ich morgens mit mei-
nem Kind frühstücken, ihn zur Schule 
verabschieden und mittags sogar noch 
gemeinsam mit ihm essen. Soweit, so 
gut.

Das digitale Format ist eben auch im-
mer nur so gut, wie die Technik und der 
Umgang mit dieser. So hatte die digi-
tale Tagungsplattform ein paar Tücken; 
die meisten Teilnehmer nahmen diese 
Hürde aber elegant, so dass ein guter 
und informativer Austausch möglich 
war. Die Schwerpunktthemen der Ge-
sundheitspolitik (natürlich auch Coro-
na), Weiterbildungsordnung sowie dem 
großen Thema am zweiten Tag zum 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Thema Sterbehilfe bestimmten 
die Diskussion.

Zum Thema Weiterbildung berichte-
ten die Kollegen Gehle (ÄK Westfalen-
Lippe) und Herrmann (ÄK Schleswig-
Holstein) gewohnt unterhaltsam in 
Form eines Dialogs und lockerten die 
dem Format geschuldetem Eintönig-
keit etwas auf.

Sollte dann der Ärztetag nicht immer 
digital stattfi nden? Sicherlich ist das 
nicht die ideale Lösung, so fehlten mir 
die persönlichen Gespräche mit den 
Kolleginnen und Kollegen der eigenen 
Landesärztekammer aber auch ande-

rer Bundesländer. Auch die Unterstüt-
zung von Anträgen oder die persönli-
che Rückmeldung an Kolleginnen und 
Kollegen fehlte.

Daher freue ich mich auf die Gelegen-
heit, in Zukunft erneut an einem Ärzte-
tag mit Präsenz teilzunehmen, würde 
aber auch die Möglichkeit begrüßen, 
dass Delegierte digital in Form einer 
Hybridveranstaltung teilnehmen könn-
ten – familien- und umweltfreundlich.

Dr. Ulrich Strecker

Dr. Bernhard Lenhard

Alles ungewohnt dieses Jahr, aber 
wenigsten kamen, anders als in 2020, 
die Abgeordneten zu einem virtuellen 

Eine ganz neue Erfahrung: Ärztetag 
geht auch als Hybridveranstaltung und 
das besser als erwartet.

Zusammen ist man weniger allein. Es 
war eine schöne Idee, dass sich die 
Delegierten von Rheinland-Pfalz in der 
Landesärztekammer getroffen haben. 
Vielen Dank an alle, die dies ermöglicht 
haben. 

Weniger ist manchmal mehr: Ich würde 
die Antragsfl ut auf dem Ärztetag ein-
dämmen und stattdessen mehr Wert 
auf die Entwicklung möglichst effekti-
ver Strategien zur Umsetzung unserer 
Forderungen legen.

Die Diskussion zur Rolle von Ärzten 
bei Suiziden war differenziert und 
qualifi ziert. Es war spürbar: die Ärzte-
schaft spiegelt die Gesellschaft beim 
Umgang mit Sterben und Tod. Die Dis-
kussion in der Ärzteschaft zu diesem 
Themenkreis hat wahrscheinlich gera-
de erst begonnen. Es fällt schwer! Was 
sind das für Alternativen? Ein sanftes 
Einschlafen, vom Arzt begleitet einer-
seits, ein einsamer Sprung von einer 
Brücke andererseits.

Mein Wunsch: Wie wäre es, wenn die 
Ärzteschaft darin voranging, die Angst 
vor Sterben und Tod in der Gesellschaft 
zu verringern.

Plenum zusammen. Zwar gab es kein 
„Ärztetagsfeeling“ (positiv wie nega-
tiv), durch das Zusammenkommen 
der rheinland-pfälzischen Delegierten 
in der Kammer aber zumindest etwas 
Gemeinschaftsgefühl und Austausch. 
An dieser Stelle ein herzliches Danke-
schön an unsere Hauptgeschäftsfüh-
rung für die Organisation.

Der digitale Ablauf war, abgesehen 
von Anlaufschwierigkeiten, für mich 
überraschend reibungslos. Das digitale 
Abstimmen hat fast geräuschlos und 
schnell funktioniert. Hier hat das Or-
ganisationsteam der BÄK ganze Arbeit 
geleistet.

Leider blieb der Austausch mit Dele-
gierten aus anderen Kammern und die 
so wichtigen Abstimmungsgespräche 
am Rande auf der Strecke.

Beeindruckt hat mich die umfangreiche 
Debatte um die Hilfe zur Selbsttötung,
die sachlich wie emotional gut war und 
im Ergebnis gezeigt hat, dass dies kei-
ne ärztliche Aufgabe ist. Gleichwohl ist, 
auch nach Einschätzung des Präsiden-
ten, dies erst der Anfang der Diskussi-
on zu diesem komplexen Thema. Klaus 
Reinhardt hat seinen „ersten“ Ärztetag“ 
trotz der digitalen Herausforderung 
souverän geführt. Danke auch dafür!

Dr. Claus Beermann

Ich fand es gut, dass wir als rheinland-
pfälzische Delegierten die Möglichkeit 
hatten, den Online-Ärztetag in Mainz 
im großen Saal der Akademie für Ärzt-
liche Fortbildung gemeinsam verfol-
gen konnten. Das hat uns ermöglicht, 
uns zumindest innerhalb der rheinland-
pfälzischen Abgeordneten persönlich 
auszutauschen. Der Kontakt mit den 
Delegierten anderer Ärztekammern hat 
natürlich gefehlt. Es geht doch nichts 
über eine Präsenzveranstaltung. Onli-
ne- oder Hybrid-Veranstaltungen gehen 
so gar nicht! Gut funktioniert hat das 
elektronische Abstimmungssystem. 
Die Implementierung eines solchen auf 
eine Präsenzveranstaltung wäre das 
Optimum.

Nicht gut fand ich, dass „Abstim-
mungstricks“ wie Vorstandsüberwei-
sung oder Nichtbefassung mit den 
dazugehörigen Redebeiträgen das 
elektronische Abstimmungssystem 
zur Dekompensation gebracht haben. 
Wortbeiträge waren inhaltlich zu der 
aktuellen Diskussion somit faktisch 
unmöglich. Auch dauerte es oft ziem-
lich lange bis Delegierte mit ihren Wort-
meldungen zu sehen und zu hören wa-
ren. Und mitunter waren sie technisch 
auch nicht verfügbar.

Meiner Meinung nach funktionieren 
so wichtige Diskussionen wie über die 
Rolle der Ärzt*innen bei assistiertem 
Suizid nur im direkten Austausch.
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Edeltraud Lukas

Erstmals hat ein Deutscher Ärztetag 
total digital stattgefunden: Wow! Im 
Vorfeld gab es reichlich Gelegenheit, 
sich mit dem geplanten Ablauf vertraut 
zu machen. Mehrfache Übungseinhei-
ten wurden durchgespielt. Alle Seiten, 

vor allem aber die Regie des DÄT, wa-
ren sehr gut präpariert. Manchmal 
hakte die Technik bei den Anträgen 
zur Geschäftsordnung - die Verbindun-
gen wollten nicht so klappen. Da war 
mitunter Geduld gefordert. Aber ich 
vermute, das lag an der Internetverbin-
dung der Teilnehmer. 

Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn warb in seiner Ansprache für 
den elektronischen Arztausweis. Doch 
er ließ völlig außer Acht, dass bei-
spielsweise nicht alle Klinikärzt*innen 
die Kosten dafür übernehmen möch-
ten. Regelungen für Klinikverwaltun-
gen zur Kostenbeteiligung stehen hier-
zu noch aus. 

Das wichtigste Thema war für mich die 
Konsequenz des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts zum §217 StGB. 

Hier diskutierte man sachlich und in-
tensiv unter Berücksichtigung vieler Fa-
cetten und erfreulicherweise meldeten 
sich viele neue Kolleg*innen zu Wort. 
Befremdlich fand ich allerdings, dass 
bereits kurz nach Diskussionsbeginn 
der Antrag auf Schluss der Rednerliste 
kam. Für mich völlig unverständlich 
und der Sache nicht dienlich. Doch er-
wartungsgemäß wurde er abgelehnt, 
und es folgte eine lebhafte Diskussion 
mit guten Argumenten.

Der DÄT 2021 lief für mich erfreulich, 
obgleich mir zugegebenermaßen der 
direkte persönliche Kontakt fehlte. Und 
noch etwas für alle, die kritisierten, 
dass es ein abgespeckter DÄT war. 
Überlegen Sie bitte, wieviel Energie Sie 
brauchen, um vier Tage konzentriert 
diese Aufgabe ordentlich durchzu-
führen?

Dr. Christel Werner

Ich fand es bedauerlich, dass dieses 
Jahr leider kein überregionales Treffen 
mit Kolleg*innen möglich war. Der inter-
kollegiale Austausch über Landesgren-
zen hinweg hat gefehlt. Genau wie die 
abendlichen Treffen, um gemeinsam 

den Sitzungstag ausklingen zu lassen, 
oder um über Ergebnisse zu resümie-
ren oder um anstehende Themen des 
nächsten Tages im Vorfeld vorzuberei-
ten. Auch der Austausch mit Vertretern 
von Fachgesellschaften oder Verbän-
den, die sonst als Besucher anwesend 
waren, war leider nicht möglich

Besser als erwartet lief die Aufberei-
tung des Ärztetages in der digitalen 
Form. Struktur und Verständlichkeit 
der Anträge waren gut. Die technische 
Umsetzung im laufenden Arbeitspro-
zess war jedoch leider immer wieder 
gekennzeichnet von zeitlichen Verzö-
gerungen und akustischen Verzerrun-
gen mit zum Teil quälenden Wartezei-
ten.

Inhaltlich war für mich der Punkt Kon-
sequenz aus dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zum Thema Sui-
zid der wichtigste medizin-ethische 
Arbeitsschwerpunkt.

Positiv war unsere Zusammenkunft in 
Mainz - sozusagen als ein kleiner inten-
siver Ärztetag. Ein Verfolgen des Ärzte-
tages vom heimischen Bildschirm aus 
- isoliert und ohne Kontakt und Aus-
tausch - wäre die deutlich schlechtere 
Alternative gewesen. Doch mit ausrei-
chendem Abstand, Beachtung der Hy-
gieneregeln und alle geimpft, konnten 
zeitweise sogar die Masken abgelegt 
werden und von Angesicht zu Ange-
sicht Kommunikation stattfi nden. Wir 
wurden in Mainz von den Mitarbeiterin-
nen der Landesärztekammer sowohl 
mit guter Laune als auch bezüglich 
des leiblichen Wohls hervorragend ver-
sorgt. Mein herzlicher Dank dafür!

Ines Engelmohr
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BERUFSPOLITIK  INTERHOSPITALVERLEGUNGEN

In vielen Fällen müssen kritisch kranke Patienten während eines Krankenausaufenthalts transportiert 
werden, dies geschieht meist innerhalb eines Krankenhauses als Intrahospitaltransport, beispielswei-
se von der Intensivstation zu einer diagnostischen Abteilung oder auch in den OP beziehungsweise 
zurück zur Intensivstation.

Auch intensivmedizinische Transporte zwischen Krankenhäusern bei einer Verlegung gehören heut-
zutage zum Standardrepertoire der modernen Medizin, diese Interhospitaltransporte werden auch als 
Sekundärtransporte intensivüberwachungs- und -behandlungspfl ichtiger Patienten defi niert.

Transportrisiko
Intra- und Interhospitaltransporte weisen als vorrangiges ge-
meinsames Merkmal das sogenannte Transportrisiko auf, 
welches angemessen präventiert werden soll, hierzu gehört 
insbesondere eine Nutzen-Risiko-Beurteilung. In Anlehnung 
an Monning et al. (2020) kann das Transportrisiko als Sum-
me aller während des Transports und der Umlagerung auf 
den Patienten einwirkenden, potenziell schädigenden Fakto-
ren defi niert werden. Dabei wird das Ausmaß des Transpor-
trisikos und somit des daraus resultierenden Transporttrau-
mas maßgeblich bestimmt durch unsichere Handlungen, in-
adäquate Transportbedingungen, Transportstress und den 
Spontanverlauf der Erkrankung.

Wilhelm & Wiegratz (2013) betonen zum Interhospitaltrans-
port, dass jede Indikation eine Einzelfallentscheidung dar-
stellt, bei der Nutzen und Risiken für den Patienten individuell 
sorgfältig abgewogen werden müssen. Dementsprechend 
sei es nahezu unmöglich, von einem „nichttransportfähigen“ 
Patienten zu sprechen, der erwartete Nutzen müsse aber in 
jedem Fall das eventuell hohe Risiko rechtfertigen.

Die Transportrisiken wurden in der Vergangenheit umfang-
reich untersucht und beschrieben (so beispielsweise Fan 
et al. 2006; Poloczek & Madler 2000; Sethi & Subramanian 
2014), dabei wurden fünf Erfolgsfaktoren für risikominimier-
te Transporte herausgestellt: angemessene Indikationsstel-
lung, angemessene Transportvorbereitung, konsequente 
Fortführung von Therapie und Monitoring, kompetente per-
sonelle Begleitung und ein organisatorisches Gesamtkon-
zept.

Auch haben verschiedene Autoren und Institutionen Richtli-
nien und Empfehlungen zur Durchführung sicherer Intra- und 
Interhospitaltransporte veröffentlicht (beispielsweise Lon-
don Health 2014; Wallace & Ridley 1999; Warren et al. 2004 
für das American College of Critical Care Medicine). Da der 
Kompetenz der personellen Begleitung durch spezialisierte 
Ärzte und Rettungsassistenten eine herausragende Bedeu-
tung auch bei Interhospitaltransporten beizumessen ist, hat 

die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und 
Notfallmedizin (DIVI) bereits 2004 bzw. 2010 Empfehlungen 
zur Qualifi kation des ärztlichen und rettungsdienstlichen 
Personals formuliert.

Verlegungsrichtung und Versorgungsqualität
Mehnert (2016) wertete 437 Interhospitaltransporte aus, 
die im Jahr 2011 in Hamburg durchgeführt wurden. In eine 
Klinik höherer Versorgungsstufe wurden dabei 72 Prozent 
und in eine Klinik niedrigerer Versorgungsstufe 11 Prozent 
der Patienten verlegt. Die verbleibenden Transporte (17 Pro-
zent) wurden fast vollständig zwischen identischen Versor-
gungsstufen durchgeführt. Die festgestellte Verlegungsrate 
in eine niedrigere Versorgungsstufe steht mit 11 Prozent nu-
merisch für die am wenigsten frequentierte „Verlegungsrich-
tung“, dabei sollte aber nicht außer Acht gelassen werden, 
dass auch Krankenhäuser der Grund- und Regelversorgung 
über zum Teil erhebliche Spezialisierungsgrade im Bereich 
der intensivmedizinischen Versorgung und/oder des pro-
longierten Weanings verfügen können. So weist der Kran-
kenhausplan 2019-2025 des Landes Rheinland-Pfalz auch 
in Krankenhäusern der Grund- und Regelversorgung soge-
nannte Weaningbetten aus.

Es kann also festgestellt werden, dass die Verlegung eines 
intensivmedizinischen Patienten von einem Krankenhaus 
höherer in ein Krankenhaus niedrigerer Versorgungsstufe 
dennoch eine Verlegung in Richtung einer angemessenen 
oder sogar höheren angebotenen Versorgungsqualität be-
deuten kann.

Somit unterstützen solche spezialisierten Einheiten den An-
spruch der Bevölkerung auf eine nach der Art und Schwe-
re ihrer Erkrankung notwendige und qualitativ hochwertige 
Krankenhausleistung im bedarfsgerecht gegliederten Sy-
stem im Sinne des § 1 Abs. 1 und 3 Landeskrankenhausge-
setz (LKG) Rheinland-Pfalz.

Anmerkungen und Empfehlungen zu Interhospital-
verlegungen intensivmedizinischer Patienten
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